
Montenegro wird
EU-Kandidat

Brüssel/Podgorica (dpa).
Montenegro kommt auf dem
Weg in die Europäische Union
überraschend gut voran: Die
EU-Kommission wird am
kommenden Dienstag den
Kandidatenstatus und damit
die Aufnahme des kleinen
Adria-Staates empfehlen.
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Kritisiert ein fehlendes Endlager-Konzept in Deutschland: SPD-Chef Sigmar Gabriel, hier im Oktober im
niedersächsischen Schöppenstedt auf einer Info-Veranstaltung zur Atommüll-Deponie Asse. Bild: dpa

Ausland

Inland

Interview

Bundessozialministerin Ursula von der Leyen (CDU) hat sich am Frei-
tag in der Gesamtschule Recklinghausen-Suderwich über ein neues
Abrechnungssystem für die Mittagsverpflegung informiert. Bild: dpa

Schulen

aBülent Ciftlik (38), Bürger-
schaftsabgeordneter in Ham-
burg, ist von der SPD wegen
Vermittlung einer Scheinehe
aus der Partei ausgeschlossen
worden. Das habe die zustän-
dige Schiedskommission Alto-
na entschieden, teilte ein
SPD-Sprecher am Freitag in
Hamburg mit. Ciftlik will in
Berufung gehen.

Personalie
SPD sehr zufrieden mit 30 Prozent

nicht naiv. Sie wissen, dass eines
der stärksten Industrieländer der
Erde nicht nur mit grünen Wohl-
fühlthemen regiert werden kann.
Haushalt und Finanzen, wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit,
innere Sicherheit oder Bildung
und Ausbildung erfordern etwas
mehr politische Phantasie als der
Widerstand gegen einen Bahnhof
oder gegen Kohlekraftwerke.

unter 30 Prozent gesehen. Das ist
ein sehr guter Erfolg für uns.

„Die Glocke“: Ist die SPD über-
haupt noch Oppositionsführer?

Gabriel: Dort, wo die Grünen
regieren, enden die Umfrageträu-
me ganz schnell. In Hamburg und
im Saarland liegen sie so um die
10 Prozent, die SPD bei 40 bezie-
hungsweise 35 Prozent. Die Men-
schen in Deutschland sind doch

„Die Glocke“: Die Grünen lie-
gen in Umfragen vor der SPD.
Frustriert Sie das Umfragehoch?

Gabriel: Überhaupt nicht. Im
vergangenen Jahr war die FDP
die Projektionsfläche für die
Wünsche vieler Wähler, jetzt sind
es die Grünen. Das ist mir lieber.
Die SPD wird knapp ein Jahr
nach der Bundestagswahl von der
Mehrzahl der Institute bei knapp

Zum Castor-Transport

Versagen der Politik
Von unserem Berliner Korrespondenten
RASMUS BUCHSTEINER

Schon wieder rollt ein Castor-Transport ins Wendland
– und die Anti-Atom-Bewegung feiert ihre Wiederaufer-
stehung. Die Atmosphäre vor diesem ersten Atom-
Transport nach der Entscheidung zur Laufzeitverlänge-
rung ist aufgeheizt. Der schwarz-gelbe Kurs in der Ener-
giepolitik und das Taktieren der Politik in der Endlager-
frage bescheren der Protestbewegung massiven Zulauf.
Und es wäre ein Trugschluss, in Gorleben nur eine Spiel-
wiese für Berufsdemonstranten, Träumer und den
schwarzen Block zu sehen. Es geht um die weit verbrei-
teten Zweifel und Ängste bei einer der größten Heraus-
forderungen unserer Zeit: der sicheren Endlagerung ra-
dioaktiven Mülls. Der Protest kommt aus der Mitte der
Gesellschaft. Seine Wortführer tun gut daran, sich nicht
von gewaltbereiten Randalierern vereinnahmen zu las-
sen. Das Demonstrationsrecht endet dort, wo die
Schwelle zur Gewalt überschritten wird. Das so genann-
te Schottern – gezieltes Zerstören von Schienensträngen
– ist eine gefährliche Straftat und nicht hinnehmbar.

Gorleben steht für jahrzehntelanges Versagen der Po-
litik angesichts dieser Herausforderung. Weder Union
noch SPD, weder Grüne noch FDP haben sich in der
Endlagerfrage mit Ruhm bekleckert. Umso wichtiger ist,
dass es nun vorangeht und Gorleben weiter untersucht
wird. Doch bleibt es fahrlässig, dass nicht zeitgleich
auch Alternativen unter die Lupe genommen werden.

Kommentare SPD-Vorsitzender Sigmar Gabriel

„Für Atomendlager-Konzept
alle Standorte vergleichen“

jetzt: „Haltet den Dieb.“ Er weiß
und wusste, dass geeignete Atom-
müll-Endlager auch in Baden-
Württemberg liegen können. Ich
habe bereits im Jahr 2006 als Bun-
desumweltminister die Prüfung
mehrerer Endlagerstandorte an-
hand geeigneter Kriterien vorge-
schlagen. Am Ende muss man alle
Standorte miteinander verglei-
chen und den besten nehmen. So
macht es der Rest der Welt.

„Die Glocke“: Rechnen Sie da-
mit, dass Bundespräsident Chris-
tian Wulff das Gesetz zur Lauf-
zeitverlängerung noch stoppt?

Gabriel: Es gab massive Ver-
fahrensmängel im Bundestag.
Selbst Gutachter der Bundesre-
gierung sagen, dass man den Bun-
desrat nicht umgehen darf. Ich
rechne damit, dass der Bundes-
präsident das Gesetz nicht unter-
schreibt, sondern zur Beratung an
den Bundestag zurückgibt.

sollte gemeinsam mit den vier
Vorstandsvorsitzenden der Atom-
konzerne nach Gorleben fahren
und sich der Diskussion mit den
Demonstranten stellen. Denn
Frau Merkel und ihre vier Freun-
de sind es, die einen gesellschaft-
lichen Großkonflikt wieder eröff-

net haben, der durch
den Atomausstieg
längst befriedet war.

„Die Glocke“: Die
EU-Kommission macht
Druck: Bis 2015 sollen
Endlagerkonzepte auf
den Tisch, fordert EU-
Kommissar Günther
Oettinger.

Gabriel: Günther Oettinger war
bis vor kurzem Ministerpräsident
in Baden-Württemberg und ist der
Hauptverantwortliche dafür, dass
wir kein international glaubwür-
diges Endlagerkonzept haben.
Herr Oettinger ist Täter und ruft

Von unserem
Berliner Korrespondenten
CHRISTOPH SLANGEN

Berlin (gl) Mit dem SPD-
Vorsitzenden Sigmar Gabriel
sprach unser Berliner Korrespon-
dent über die Castor-Transporte,
Atomlaufzeiten und das
Umfragehoch der Grü-
nen.

„Die Glocke“: Bei
den Demonstrationen
gegen die Castortrans-
porte mit Atommüll
nach Gorleben am Wo-
chenende wollen radi-
kale Protestierer die Bahngleise
unbrauchbar machen. Gerät der
Protest außer Kontrolle?

Gabriel: Ich hoffe das nicht.
Aber dazu gehört, dass sich die
Verantwortlichen nicht hinter der
Polizei verstecken. Die Kanzlerin

Landesparteitag

CDU-Kreisverbände
erwarten von Röttgen
ein Aufbruchsignal

organisatorischer Strukturen be-
darf. Es könne nicht sein, dass In-
terna aus der Parteizentrale nach
außen dringen, sagt Sendker.
„Röttgen muss den Stall in Düs-
seldorf gründlich ausmisten.“

Der künftige Landeschef steht
vor einer schwierigen Mission.
Aufräumen, integrieren, den Weg
in die Zukunft weisen, lautet der
Arbeitsauftrag. „Röttgen muss
erläutern, wo es hingehen soll; er
muss die Leute einbinden, die ihn
nicht gewählt haben“, beschreibt
Brinkhaus seine Erwartungen.

Röttgens unterlegener Kontra-
hent im Kampf um den Landesvor-
sitz, Armin Laschet, soll in Bonn
zum Parteivize gewählt werden.
Für die vier weiteren Stellvertre-
ter-Posten gelten Landtagsfrakti-
onschef Karl-Josef Laumann,
Landtagspräsident Eckhard Uh-
lenberg und die beiden Bundes-
tagsabgeordneten Ursula Heinen
und Michaela Noll als Favoriten.
Weitere Kandidaturen, etwa von
JU-Landeschef Sven Volmering,
sind nicht ausgeschlossen.

Inhaltlich wird sich die CDU
mit dem Leitantrag „Schulviel-
falt statt Schuleinfalt“ befassen.
Die Diskussion über die künfti-
gen bildungspolitischen Zielset-
zungen wird in den kommenden
Wochen mit Fachkonferenzen in
den CDU-Bezirken fortgesetzt.

Von unserem Redaktionsmitglied
RALF OSTERMANN

Bonn/Kreis Gütersloh/Kreis
Warendorf (gl). Wenn Norbert
Röttgen am heutigen Samstag auf
dem Landesparteitag in Bonn das
Ruder der NRW-CDU über-
nimmt, verbinden sich damit in
den heimischen CDU-Kreisver-
bänden große Erwartungen.

Die Wunden der bitteren Wahl-
niederlage vom 9. Mai sind noch
nicht verheilt. Bundesumweltmi-
nister Röttgen (45), dessen Wahl
zum neuen Landesvorsitzenden
nach seinem Sieg bei der Mitglie-
derbefragung als sicher gilt, soll
die Partei nun mit sich selbst ver-
söhnen. „Ich erwarte, dass wir
den positiven Schwung der Mit-
gliederbefragung mitnehmen und
in die Tagesarbeit einfließen las-
sen“, fordert nicht nur MdB
Ralph Brinkhaus, Vorsitzender
des CDU-Kreisverbandes Güters-
loh. Auch Reinhold Sendker, Par-
lamentskollege und CDU-Kreis-
vorsitzender in Warendorf, findet
den eingeschlagenen Weg der Ba-
sisorientierung „einfach gut“.
„Das muss konsequent fortgesetzt
werden“, verlangt er.

Beide sind sich einig, dass mit
den Querschüssen aus dem eige-
nen Parteiapparat endlich
Schluss sein muss, dass es neuer

Ministerin: Kostenloses
Mittagessen für Kinder

In der Suderwich-Gesamtschu-
le in Recklinghausen bekommen
sozial benachteiligte Kinder das
warme Mittagessen zum halben
Preis. Am Computer können Kin-
der gemeinsam mit ihren Eltern
die Mahlzeiten für die jeweils
kommende Woche aussuchen. Da
alle Kinder in der Schulmensa
mit den gleichen aufladbaren
Geldkarten zahlen, sind keine
Unterschiede zu erkennen. „Für
uns war das ein Schritt von der
Steinzeit in die Neuzeit“, sagte
Schulleiterin Karin Holtbrügge.

Recklinghausen (lnw). Bundes-
sozialministerin Ursula von der
Leyen (CDU) will am Ziel eines
kostenlosen Mittagessens für alle
Kinder an Schulen und Kinder-
gärten festhalten. „In vielen Län-
dern ist das schon längst Stan-
dard. Deutschland war da ein
bisschen langsamer“, sagte von
der Leyen am Freitag beim Mit-
tagessen mit Fünftklässlern in ei-
ner Gesamtschule in Reckling-
hausen. Das geplante Bildungs-
paket sei ein erster Schritt auf
diesem Weg.

Künast tritt gegen
Wowereit an

Berlin (dapd). Die Grünen-
Bundestagsfraktionschefin Re-
nate Künast tritt bei der Wahl
zum Berliner Abgeordneten-
haus im Herbst 2011 gegen den
Regierenden Bürgermeister
Klaus Wowereit (SPD) an. Die
54-jährige ehemalige Bundes-
verbraucherschutzministerin
erklärte am Freitagabend offi-
ziell ihre Kandidatur für das
Berliner Spitzenamt. Umfra-
gen zufolge haben die Grünen
gute Chancen, bei der Wahl
stärkste Kraft zu werden.

Terrorverdächtiger
festgenommen

Saarbrücken (dpa). Nach
dem Auftauchen von islamisti-
schen Drohvideos haben saar-
ländische Sicherheitskräfte in
Neunkirchen einen Kameruner
verhaftet. Der Mann werde
verdächtigt, Bombenanschläge
geplant zu haben, sagte Staats-
anwalt Bernd Meiners am Frei-
tag. Der seit Monaten vom Ver-
fassungsschutz beobachtete
18-Jährige hatte nach Er-
kenntnissen der Ermittler un-
ter anderem in Videos mit An-
schlägen für den Fall gedroht,
dass der in Saarbrücken inhaf-
tierte Terrorist Daniel Schnei-
der nicht bis Ende November
freigelassen wird.

Zu den Steuereinnahmen der Kommunen

Fantasie angeregt
Von unserem Berliner Korrespondenten
CHRISTOPH SLANGEN

Werben Städte und Gemeinden künftig mit Steuer-
rabatten um Besserverdiener? Wolfgang Schäubles
jüngster Vorschlag ist geeignet, die Fantasie von Bürger-
meistern, Kämmerern und Steuerzahlern anzuregen. Ein
Recht, kommunale Zu- oder Abschläge bei der Einkom-
menssteuer einzuführen, wäre zweifellos ein Gewinn an
finanzieller Autonomie. Der Wettbewerbsgedanke würde
zudem auf kommunaler Ebene gestärkt.

Schäubles kleine Steuerrevolution würde die be-
stehenden Verhältnisse jedoch keineswegs komplett um-
stürzen. Zu gering ist die Bandbreite, in der die Steuer
von Kommune zu Kommune variieren dürfte. Damit er-
scheinen die Schreckensbilder manches kommunalen
Spitzenvertreters und der Sozialdemokraten übertrie-
ben. Eine Massenflucht aus Städten mit nur geringfügig
höherer Steuerbelastung in das billigere Umland wird
nicht stattfinden, falls die Pläne umgesetzt würden. Für
die klammen Kommunen sind andere Ergebnisse der
jüngsten Verhandlungen mit dem Finanzminister viel
entscheidender. Der Bund ist dabei weit auf die Kommu-
nen zugegangen. Er legt seine Pläne für eine Abschaf-
fung der Gewerbesteuer auf Eis und erfüllt damit eine
Kernforderung der kommunalen Spitzenverbände. Ge-
rade jetzt im Aufschwung trägt die Steuer viel zur Ver-
besserung der kommunalen Einnahmen bei.

Teenager tötet
67 Menschen

Islamabad (dpa). Bei einem
Selbstmordanschlag eines
Teenagers beim Freitagsgebet
in einer Moschee im Nordwes-
ten Pakistans sind mindestens
67 Menschen getötet worden.
Mehr als 65 Gläubige und Pas-
santen seien verletzt worden,
sagte ein Behördensprecher.

Daniel Bahr will
FDP-Chef werden

Düsseldorf (dpa). Der parla-
mentarische Staatssekretär im
Bundesgesundheitsministeri-
um, Daniel Bahr, wird voraus-
sichtlich neuer Landesvorsit-
zender der FDP in Nordrhein-
Westfalen. Der 34-Jährige hat
sich in einem Brief an die Par-
teimitglieder um die Nachfolge
des scheidenden Landeschefs
Andreas Pinkwart beworben,
teilte die FDP am Freitag mit.
Die stellvertretende Landes-
vorsitzende Gisela Piltz und
der Europaabgeordnete Ale-
xander Graf Lambsdorff, die
ebenfalls eine Kandidatur er-
wogen haben, treten nicht an.

Paketbomben von
El Kaida verschickt

Washington (AFP). Die
Terrororganisation El Kaida
auf der Arabischen Halbinsel
(AQAP) hat die Verantwortung
für die beiden gefundenen Pa-
ketbomben aus dem Jemen mit
Ziel USA übernommen. Dies
teilte das auf die Überwachung
islamistischer Internetseiten
spezialisierte US-Unterneh-
men „Site“ am Freitag mit.
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